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c) Die Provinz- oder Landesarbeit'sbehördeh stellen eine Anwärterliste

• für die Stellen der Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden 
aus den von den Vertretern der Arbeitnehmer und Arbeitgeber ein­
gereichten Vorschlagslisten zusammen. Sie können daneben Per­
sonen, die nicht von den Vertretern empfohlen sind, als Anwärter 
vorschlagen. Nach Beratschlagung mit den oben genannten Ver­
tretern reichen dann die Provinz- oder Landesarbeitsbehörden der 
höchsten Provinz- oder Landesbehörde, zusammen mit den von den 
Vertretern der Arbeitnehmer und Arbeitgeber ursprünglich ge­
machten Empfehlungen, eine Anwärterliste ein. Die genannte 
höchste Provinz- oder Landesbehörde nimmt sodann die Berufun- 

» gen vor.
2. Die*4deutschen Provinz- oder Landesarbeitsbehôçden stellen zwei Bei­

sitzerlisten auf: $
a) Die Arbeitnehmerbeisitzerliste wird auf Grund der von den im 

Gerichtsbezirk bestehenden Gewerksfhaften oder ihren Verbänden 
gemachten Vorschlägen aufgestellt.

b) Die Arbeitgeberbeisitzerliste wird auf> Grund der von den Arbeit­
gebern oder den anerkannten Arbeitgeberverbänden des Gerichts­
bezirkes gemachten Vorschlägen auf gestellt.

ARTIKEL VII
1. Die Amtsdauer des Vorsitzenden oder stellvertretenden Vorsitzenden 

eines Arbeitsgerichts beträgt drei Jahre; eine Wiederbestellung ist zulässig.
2. Vorsitzende oder stellvertretende Vorsitzende können von der be­

stellenden Behörde ■ auf Empfehlung einer Disziplinarkammer aus dem 
Amte entfernt werden. Diè Disziplinarkammer setzt sich aus einem Ver­
treter der bestellenden Behörde als Vorsitzendem und sechs Vorsitzenden 
von Arbeitsgerichten der betreffenden. öder benachbarten Provinzen oder 
Länder als Beisitzern zusammen.

3. Die Befugnis der Zonenbefehlshaber, Personal von Arbeitsgerichten 
abzusetzen oder der Absetzung zuzustimmen, bleibt unberührt.

ARTIKEL VIII
1. Die Kosten für die Einrichtung und den Betrieb der Arbeitsgerichte 

sind von den Ländern oder Provinzen zu tragen und in ihre Haushaltspläne 
aufzunehmen.

2. Die Kosten eines einzelnen Rechtsstreites sind von den vom Arbeits­
gericht namhaft zu machenden Parteien zu tragen.

* ARTIKEL IX
pie örtliche Zuständigkeit der Arbeitsgerichte wird von den betreffenden 

Zonenbefehlshabern festgesetzt.
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